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VORWORT – ALLGEMEINE EINFÜHRUNG

Seit dem 1. Mai 2016 ist der Zollkodex der Union (Unionszollkodex – UZK) nahezu vollständig 
anwendbar. Nur hinsichtlich der Vorschriften, die sich mit den anzuwendenden IT-Verfahren 
befassen, gelten längere Übergangsfristen, die teilweise bis zum 31. Dezember 2020 laufen.

Der Rechtsanwender hat seit der Anwendbarkeit des Unionszollkodex nicht mehr nur eine Ver-
ordnung mit Durchführungsvorschriften anzuwenden, sondern gleich drei: Zum einen die Ver-
ordnung über Delegierte Rechtsakte, die einzelne UZK-Bestimmungen präzisieren soll, die 
Verordnung über Durchführungsrechtsakte, die dazu bestimmt ist, bestimmte Vorschriften 
des Unionszollkodex umzusetzen und letztlich die Verordnung über Delegierte Rechtsak-
te mit Übergangsbestimmungen für bestimmte Vorschriften des Unionszollkodex für den 
Fall, dass die erforderlichen elektronischen Systeme noch nicht zur Verfügung stehen. 

Die Vielzahl der anzuwendenden Verordnungen hat es erforderlich gemacht, dem Rechtsanwen-
der für den praktischen Fall eine Hilfestellung an die Hand zu geben, wann welche Vorschrif-
ten anzuwenden sind. Hierzu ist es gelungen, namhafte Zollrechtsexperten aus der Verwaltung, 
der Gerichtsbarkeit und der Wirtschaft aus dem In- und Ausland als Autoren zu finden.

Das Handbuch soll durch fortlaufende Ergänzungslieferungen ständig auf dem Laufenden ge-
halten werden, wobei Rechtsentwicklungen auf nationaler und europäischer Ebene Berücksich-
tigung finden werden.

Das Werk verzichtet aus gutem Grund auf tiefgreifende Auseinandersetzungen zwischen Recht-
sprechung und Literatur, weil es hauptsächlich dem Praktiker, der jeden Tag mit Zollrecht zu 
tun hat, eine Hilfestellung geben soll. Das Handbuch verzichtet daher auch darauf, sich als ein 
Kommentar zum Zollrecht zu sehen.

Für Anregungen zum Handbuch und seinem Inhalt ist der Verlag jederzeit dankbar. Diese wer-
den von den Herausgebern auf ihre Umsetzbarkeit hin überprüft.

				    						        Dr. Gerold TEIBINGER  
									                Prof. Dr. Lothar GELLERT 
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I. Rechte und Pflichten 

Teil A: Einführung 

Mit Inkraftreten des Unionszollkodex (UZK) durch Verordnung des Europäischen Parlamentes und 
des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union [VO (EU) Nr. 952/2013] 
am 1. Mai 2016 wurde seitens des Unionsgesetzgebers den in den letzten Jahrzehnten vielfältigen 
Änderungen im Zollbereich Rechnung getragen1. 

Gründe dafür ergaben sich in Folge der Veränderungen im Wirtschaftsverkehr bzw. des internatio-
nalen Handels aber auch bezüglich der für den Zoll neu zu bearbeitenden Aufgabenfelder. Zudem 
ergab sich auf Grund der fortschreitenden Digitalisierung ein weiterer Änderungsbedarf.

Bereits mit dem Entwurf des Modernisierten Zollkodex (MZK) aus dem Jahr 2008, der mit 24. Juni 
2013 in Kraft treten sollte, wurde seitens der Europäischen Kommission der Versuch einer weitge-
henden Harmonisierung des Zollrechtes unternommen.

Auf Grund von weiteren Rechtsänderungen, wie zum Beispiel das Außerkrafttreten der Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, insbesondere aber wegen des am 1. Dezember 2009 in 
Kraft getretenen Vertrages von Lissabon über die Arbeitsweise der Europäischen Union, mussten 
weitere Anpassungen vorgenommen werden, die letztlich zur Neufassung der zollrechtlichen Be-
stimmungen führten und ihren Niederschlag im neugestalteten Unionzollkodex fanden.

Die dem Artikelbereich zum Unionszollkodex vorangestellten Erwägungsgründe spiegeln die we-
sentlichen Motive bzw. Gründe des Unionsgesetzgebers hinsichtlich der erfolgten Rechtsanpassung 
wider.

Als Gründe werden darin beispielsweise genannt:

●● weitgehende Digitalisierung betreffend des Austausches von Informationen zwischen den 
Wirtschaftsbeteiligten und den Zollbehörden (die Schriftform ist nur mehr in Ausnahmefäl-
len zugelassen);

●● damit einhergehend eine Harmonisierung der Verfahrensvorschriften;
●● die Gewährleistung einheitlicher Zollkontrollen durch Standardisierung;
●● ein gemeinsamer Rahmen zur Risikobekämpfung durch einheitliche Standards; 
●● Schaffung eines gemeinsamen Rahmens für das Risikomanagementverfahren;
●● Stärkung von zertifizierten Wirtschaftsbeteiligten (AEO) durch Erleichterungen bei der Lei-

stung von Sicherheiten (z.B. Sicherheiten mit verringertem Betrag) und bevorzugte Behand-
lung bei Zollkontrollen;

●● die Schaffung eines Rechtsrahmens für die Anwendung von zollrechtlichen Vorschriften 
einschließlich von Vereinfachungen zwischen Teilen des Zollgebietes der Union, für die die 
Richtlinie 2006/112/EG oder die Richtlinie 2008/118/EG gilt, und Teilen des genannten Ge-
biets, für die diese Richtlinien nicht gelten, beziehungsweise für den Handel zwischen Teilen 
des genannten Gebiets, für die diese Richtlinien nicht gelten;

1	 Der bisherige Zollkodex – VO (EWG) Nr. 2454/93 – und die Zollkodex- Durchführungsverordnung – VO (EWG) Nr. 
2454/92 – sind mit Ablauf des 30. April 2016 außer Kraft getreten.
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Mit der Delegierten Verordnung vom 28. Juli 2015 (VO 2015/2446) und der Durchführungsver-
ordnung vom 24. November 2015 (VO 2015/2447) wurden weitere ergänzende Regelungen zur 
„eindeutigen und ordnungsgemäßen Anwendung des Unionszollkodex“2 erlassen.

In der Delegierten Verordnung vom 17. Dezember 2015 (VO 2016/341 – UZK-TDA) sind Ausnah-
men vorgesehen, falls die für den erforderlichen Informationsaustausch zwischen den Wirtschafts-
beteiligten und den Zollbehörden vorgesehenen IT-Systeme noch nicht betriebsbereit bzw. erst noch 
zu entwickeln sind. In den darin beschriebenen Fällen kann der Informationsaustausch zwischen 
den Wirtschaftsbeteiligten und den Zollbehörden auch weiterhin in Schriftform und in vereinfachter 
Form, d.h. abweichend von den vorgesehenen Codierungen, wie sie nunmehr im elektronischen 
Verkehr vorgesehen sind, abgewickelt werden.

Zusammenfassend ergeben sich folgende Rechtsvorschriften, die für den Zollbereich von wesent-
licher Bedeutung sind:

●● der Unionszollkodex;
●● die auf Unionsebene zu seiner Ergänzung oder Durchführung erlassenen Vorschriften (UZK-

DA, UZK-IA, UZK-TDA);
●● der Gemeinsame Zolltarif [z.B. Kombinierte Nomenklatur (KN), TARIC];
●● die Rechtsvorschriften über das Unionssystem der Zollbefreiungen (Zollbefreiungsverord-

nung – ZBefrVO);
●● internationale Übereinkünfte, die zollrechtliche Vorschriften enthalten, soweit sie in der 

Union anwendbar sind (z.B. Präferenzabkommen);
●● die auf einzelstaatlicher Ebene zur Ergänzung oder Durchführung des Unionszollkodex er-

lassenen Vorschriften (z.B. das Zollrechts-Durchführungsgesetz (ZollR-DG) in Österreich 
oder die Zollverordnung (ZollV) in Deutschland);

2	 S. Erwägungsgrund Nr. 1 zur Delegierten Verordnung.
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TEIL B: Geltungsbereich der zollrechtlichen Vorschriften

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung enthält den Zollkodex der Union (im Folgenden “Zollkodex”), in 
dem die allgemeinen Vorschriften und Verfahren festgelegt sind, die auf die in das und 
aus dem Zollgebiet der Union verbrachten Waren Anwendung finden.

Unbeschadet des Völkerrechts und internationaler Übereinkünfte sowie der Unions-
rechtsvorschriften in anderen Bereichen gilt der Zollkodex einheitlich im ganzen Zoll-
gebiet der Union.

(2) Bestimmte zollrechtliche Vorschriften können im Rahmen von Rechtsvorschriften 
über bestimmte Bereiche oder von internationalen Übereinkünften außerhalb des Zoll-
gebiets der Union gelten.

(3) Bestimmte zollrechtliche Vorschriften, einschließlich der darin vorgesehenen Ver-
einfachungen, gelten für den Handel mit Unionswaren zwischen Teilen des Zollgebiets 
der Union, für die die Richtlinie 2006/112/EG oder die Richtlinie 2008/118/EG gilt, und 
Teilen des genannten Gebiets, für die diese Richtlinien nicht gelten, beziehungsweise 
für den Handel zwischen Teilen des genannten Gebiets, für die diese Richtlinien nicht 
gelten.

Weitere Rechtsgrundlagen: Art. 114 UK-DA, Art. 134 UZK-DA, 

1.	 Räumlicher Geltungsbereich

Art. 1 Abs. 1 UZK legt zunächst fest, dass die im Zollkodex festgelegten allgemeinen Vorschriften 
und Verfahren über die Verbringung von Waren in oder aus dem Zollgebiet der Union3 einheitlich 
in jedem Mitgliedstaat gelten und anzuwenden sind. 

Anmerkung: 

Mit seinem Austritt aus der Europäischen Union ist das Vereinigte Königreich ab 
31.1.2020 nicht mehr Teil des Zollgebietes. 

3	 Zum Zollgebiet s. unten Pkt. 6, 1.1.
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Ausnahmen (Erweiterungen oder Einschränkungen des Geltungsbereiches) können sich nach Art. 1 
Abs. 2 UZK auf Grund 

●● des Völkerrechts
●● internationaler Vereinbarungen (z.B. Wiener Übereinkommen über diplomatische Bezie-

hungen) oder
●● von Unionsvorschriften in anderen Bereichen (z.B. aus Beitrittsakten neuer Mitglieder)

ergeben.

Beispiel: 

Auf Grund von internationalen Abkommen können unionsrechtliche Zollvorschriften 
im Fall von „sog. vorgeschobenen Zollstellen oder Zollämtern“ auch außerhalb 
des Zollgebietes angewendet werden. Bei solchen Abfertigungsplätzen (z.B. bei 
Straßen- oder Bahnübergängen von einem Drittstaat in das Zollgebiet) gelten die 
im Drittstaat vollzogenen Rechtsvorschriften der EU wie im Zollgebiet.

Bestimmte Ausnahmen von Grundsatz des Absatzes 1 sieht Art. 1 Abs. 3 UZK vor. Darin wird der 
Anwendungsbereich des Zollkodex auf sog. steuerliche Sondergebiete4 ausgedehnt. Konkret sind 
als Sondergebiete jene Gebiete angesprochen, für die die Richtlinie 2006/112/EG (Mehrwertsteuer-
systemrichtlinie) oder die Richtlinie 2008/118/EG (Verbrauchsteuersystemrichtlinie) gilt, und Tei-
len des genannten Gebiets, für die diese Richtlinien nicht gelten, beziehungsweise für den Handel 
zwischen Teilen des genannten Gebiets, für die diese Richtlinien nicht gelten. 

Für den Handel mit diesen Gebieten sind besondere Vorschriften sowie Vereinfachungen vorgese-
hen. Art. 134 UZK-DA sieht entsprechende Regelungen für den Handel mit steuerlichen Sonderge-
bieten vor.

Für Beförderungen von und zu steuerlichen Sondergebieten sind grundsätzlich keine Förmlich-
keiten aus zollrechtlicher Hinsicht zu erfüllen. Die Waren sind Unionswaren und befinden sich 
im zollrechtlich freien Verkehr. Zur Sicherstellung der steuerlichen Voraussetzungen sind jedoch 
Zollförmlichkeiten erforderlich. 

4	 Zur Auflistung der steuerlichen Sondergebiete s. unten Pkt. 6, 2.1.
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Beispiel 1: 

Für Lieferungen in Gebiete, die nicht zum Zollgebiet, aber zu einem Gebiet eines 
Mitgliedstaates (z.B. Melilla) gehören, sind für umsatzsteuerliche Zwecke zum 
Nachweis der Ausfuhr aus dem Zollgebiet Ausfuhranmeldungen abzugeben.

Beispiel 2: 

Für Lieferungen in Gebiete der Europäischen Union, die zwar zum Zollgebiet ge-
hören, in denen aber die Mehrwertsteuerrichtlinie und/oder die Verbrauchssteuer-
richtlinie nicht anzuwenden sind, sind ebenfalls für die Durchführung einer umsatz-
steuerbefreiten Lieferung Ausfuhranmeldungen abzugeben.

2.	 Sachlicher Geltungsbereich

Ohne dass sich im Unionszollkodex oder den Durchführungsführungsvorschriften eine Definition 
zum Begriff der „Ware“ findet, befassen sich die Zollvorschriften mit dem Warenverkehr zwischen 
der Europäischen Union mit Drittländern. Der Unionszollkodex unterscheidet nur zwischen Uni-
onswaren und Nichtunionswaren.

Allgemein wird in der Literatur5 die in den Statistikverordnungen verwendete Definition des Wa-
renbegriffes als Auslegungshilfe herangezogen. Demnach fallen unter dem Warenbegriff alle be-
weglichen Güter, einschließlich des elektrischen Stroms, wobei unter bewegliche Güter körperliche 
Gegenstände aller Art zu verstehen sind.

Nicht unter dem Warenbegriff in zollrechtlicher Hinsicht fallen sog. „nichtkörperliche Gegenstän-
de“ (z.B. Software, Markenrechte, Patentrechte etc.). Diese sind von der Anwendung der Zollvor-
schriften ausgenommen.

Der Mensch ist keine Ware. Blut oder Organe von Menschen unterliegen aber den zollrechtlichen 
Vorschriften. Ebenso sind Leichen, Särge mit Verstorben und Urnen mit der Asche Verstorbener als 
Waren im zollrechtlichen Sinn zu behandeln (s. z.B. Art. 113 ZBefrVO).

5	 S. dazu beispielsweise Prieß/Stein in Witte, Zollkodex der Union, Kommentar, 7. Auflage, S. 44, Rz 2; ähnlich die 
Definition in § 4 Z. 10 Zollrechts-Durchführungsgesetz (ZollR-DG), demnach eine Ware als jede bewegliche körperliche 
Sache, einschließlich des elektrischen Stroms definiert wird, wozu auch Waren, die in Rohrleitungen (z.B. Öl, Erdgas) 
transportiert werden, zählen.
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3.	 Auftrag der Zollbehörden

Artikel 3

Auftrag der Zollbehörden

Die Zollbehörden sind in erster Linie dafür zuständig, den internationalen Handel der 
Union zu überwachen und dadurch zu einem fairen und liberalisierten Handel, zur Um-
setzung der externen Aspekte des Binnenmarkts, der gemeinsamen Handelspolitik und 
der anderen Politiken der Union in handelsrelevanten Bereichen sowie zur Sicherheit 
der Lieferkette insgesamt beizutragen. Die Zollbehörden treffen Maßnahmen, die ins-
besondere Folgendes zum Ziel haben:

a) den Schutz der finanziellen Interessen der Union und ihrer Mitgliedstaaten,

b) den Schutz der Union vor unlauterem und illegalem Handel bei gleichzeitiger Unter-
stützung der legalen Wirtschaftstätigkeit,

c) die Gewährleistung von Schutz und Sicherheit der Union und ihrer Bewohner sowie 
des Schutzes der Umwelt, gegebenenfalls in enger Zusammenarbeit mit anderen Behör-
den und

d) die Wahrung eines angemessenen Gleichgewichts zwischen Zollkontrollen und der 
Erleichterung des legalen Handels.

Weitere Rechtsgrundlagen: keine; 

4.	 Definition der Zollbehörde

Art. 5 Nr. 1 UZK definiert die Zollbehörden als die für die Anwendung der zollrechtlichen Vor-
schriften zuständigen Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten und sonstige nach einzelstaatlichem 
Recht zur Anwendung bestimmter zollrechtlicher Vorschriften ermächtigten Behörden.

Daher können auch „andere Behörden“ als Zollbehörden (z.B. Veterinärbehörden, Bezirksverwal-
tungsbehörden, Polizeibehörden) mit der Wahrnehmung bestimmter zollrechtlicher Vorschriften 
(z.B. Verbote und Beschränkungen) betraut werden.

Die Organisation der Zollverwaltungen liegt in der ausschließlichen Regelungshoheit der Mitglied-
staaten.

Für Österreich wurde mit dem Finanz-Organisationsreformgesetz – FORG vom 29. Oktober 2019 
(BGBl. I 104/2019) die Organisation der österreichischen Zollverwaltung tiefgreifend reformiert. 
Die bisherigen Zollämter wurden beginnend mit 1.1.2021 unter einem Dach, dem „Zollamt Öster-
reich“, zusammengefasst.

In Deutschland sind die Zuständigkeiten der Zollbehörden im „Finanzverwaltungsgesetz – FVG“, 
zuletzt geändert am 21. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2875), geregelt.
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5.	 Aufgaben der Zollbehörden

In Art. 3 Abs. 1 UZK werden die Aufgaben der Zollbehörden erstmalig auf unionsrechtlicher Ebene 
beschrieben.

Demnach haben die Zollbehörden durch Überwachung des internationalen Handels der Union 
●● zu einem fairen und liberalisierten Handel,
●● zur Umsetzung der externen Aspekte des Binnenmarkts,
●● zur gemeinsamen Handelspolitik,
●● zu anderen Politiken der Union in handelsrelevanten Bereichen (z.B. Sicherheit der Liefer-

kette),
beizutragen.

Mit der in Art. 3 Abs. 1 UZK allgemein gehaltenen Aufgabenbeschreibung sollen mit den von den 
Zollbehörden zu setzenden Maßnahmen verschiedene Ziele erreicht werden.

Der Schutz der finanziellen Interessen der Union und ihrer Mitgliedstaaten (s. Art. 3 Buchst. 
a) UZK) betrifft die Erhebung der Einfuhr- und Ausfuhrabgaben (Zölle, Zusatzzölle usw.) und son-
stigen Abgaben (Einfuhrumsatzsteuer, Verbrauchssteuern). Dazu wird bereits in Erwägungsgrund 
Nr. 11 zum UZK darauf hingewiesen, dass es angebracht ist den rechtlichen Rahmen zum Schutz 
der finanziellen Interessen der Union anzupassen. Weitere Hinweise, die den Schutz der finanziellen 
Interessen zum Inhalt haben, finden sich in den Erwägungsgründen Nr. 35 bis 37 und Nr. 38 UZK.

Als zweites für die Zollbehörden zu beachtendes Ziel sieht Art. 3 Buchst. b) UZK den Schutz 
der Union vor unlauterem und illegalem Handel bei gleichzeitiger Unterstützung der legalen 
Wirtschaftstätigkeit vor. Der legale Handel soll einerseits durch einfache, schnelle und standar-
disierte Zollverfahren bzw. Arbeits- und Geschäftsabläufe erleichtert, andererseits die Betrugsbe-
kämpfung unterstützt werden6. 

Als drittes Ziel sind die Zollbehörden aufgerufen für den Schutz und die Sicherheit der Union 
und ihrer Bewohner sowie den Schutz der Umwelt, gegebenenfalls in enger Zusammenarbeit 
mit anderen Behörden, zu sorgen. Damit werden die Zollbehörden auch für bestimmte Sicher-
heitsbereiche zuständig gemacht. Anwendungsbereiche ergeben sich in Bezug auf die Terrorismus-
bekämpfung, der Bekämpfung der internationalen Kriminalität bzw. der Verhinderung der Einfuhr 
von gefährlichen oder gesundheitsschädlichen Gütern.

Als letztes Ziel normiert Art. 3 Buchst. d) UZK, dass die Zollbehörden für die Wahrung eines an-
gemessenen Gleichgewichts zwischen Zollkontrollen und der Erleichterung des legalen Han-
dels zu sorgen haben. Dabei sollen Zollkontrollen nur mehr auf risikoorientierter Basis erfolgen und 
der legale Handel durch entsprechende Erleichterungen entlastet werden. Besonders zuverlässige 
Wirtschaftsbeteiligten (AEO) sind beispielsweise bei Zollkontrollen bevorzugt zu behandeln.

6	 S. Erwägungsgrund Nr. 15 zum UZK.
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6.	 Zollgebiet

6.1	 Das Zollgebiet der Europäischen Union

Die im Unionszollkodex festgelegten Vorschriften und Verfahren gelten für alle Waren die in oder 
aus dem Zollgebiet der Union verbracht werden. Dazu zählen grundsätzlich die Staatsgebiete der 
27 Mitgliedstaaten. In Abgrenzung dazu definiert Art. 1 Nr. 1 UZK-DA als Drittland ein Land oder 
Gebiet außerhalb der Zollgebiets der Union.

Nach Art. 4 UZK umfasst das Zollgebiet der Unions folgende Gebiete:

1 Belgien 15 Litauen
2 Bulgarien 16 Luxemburg
3 die Tschechische Republik 17 Ungarn
4 Dänemark, ohne die Färöer und 

Grönland 18 Malta

5 Deutschland, ohne die Insel Helgoland 
und das Gebiet von Büsingen 19 das Gebiet der Niederlande in Europa

6 Estland 20 Österreich
7 Irland 21 Polen
8 Griechenland 22 Portugal
9 Kroatien 23 Rumänien
10 Spanien, ohne Ceuta und Melilla 24 Slowenien
11 Frankreich, ohne Neukaledonien, 

St. Pierre und Miquelon, Wallis und 
Futuna, Französisch-Polynesien und der 
Französischen Süd- und Antarktisgebiete

25 die Slowakische Republik

12 Italien mit Ausnahme der Gemeinde 
Livigno 26 Finnland;

13 Zypern 27 Schweden;
14 Lettland

Das Zollgebiet umfasst auch die Binnengewässer sowie die Küstenmeere und den darüber liegen-
den Luftraum der genannten Gebiete. Ausgenommen sind die Küstenmeere und Meeresgewässer 
jener Gebiete, die nach der obigen Aufstellung nicht zum Zollgebiet gehören (z.B. Ceuta und Me-
lilla oder Helgoland).

Monaco gilt auf Grund des Zollabkommens vom 18. Mai 1963 zwischen der Republik Frankreich 
und Monaco als zum Zollgebiet gehörig.

Nicht zum Zollgebiet gehören dagegen der Vatikan, San Marino und Andorra.
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6.2	 Sondergebiete

Nicht immer deckungsgleich mit dem Zollgebiet der Union sind die Steuergebiete der Mitglied-
staaten. Gemeint sind damit „steuerliche Sondergebiete“. Nach der Definition des Art. 1 Nr. 35 
UZK-DA sind damit Gebiete gemeint, in denen ein Teil des Zollgebiets der Union, in dem die 
Bestimmungen der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemein-
same Mehrwertsteuersystem oder der Richtlinie 2008/118/EG des Rates vom 16. Dezember 2008 
über das allgemeine Verbrauchsteuersystem und zur Aufhebung der Richtlinie 92/12/EWG keine 
Anwendung finden.

Für die Mehrwertsteuer ist der Geltungsbereich in den Art. 5 bis 8 der Richtlinie und für die Ver-
brauchsteuer in den Art. 5 und 6 der Richtlinie festgelegt.

Bei den in den Verordnungen genannten Gebieten handelt es sich um folgende:

Gebiet (Mitgliedstaat) Zollgebiet Mehrwert-
steuergebiet

Verbrauchs-
steuergebiet

Büsingen (Deutschland) Nein Nein Nein
Helgoland (Deutschland) Nein Nein Nein

Kanarische Inseln (Spanien) Ja Nein Nein
Ceuta (Spanien) Nein Nein Nein
Melilla (Spanien) Nein Nein Nein

Französisch-Guayana 
(Frankreich)

Ja Nein Nein

Guadeloupe (Frankreich) Ja Nein Nein
Martinique (Frankreich) Ja Nein Nein
Mayotte (Frankreich) Ja Nein Nein
Réunion (Frankreich) Ja Nein Nein

St. Martin (Frankreich) Ja Nein Nein
Berg Athos (Griechenland) Ja Nein Ja
Campione d‘Italia (Italien) Ja Nein Ja

Livigno (Italien) Nein Nein Nein
Luganer See (Italien) Ja Nein Ja

Ålandinseln (Finnland) Ja Nein Nein

7.	 Begriffsbestimmungen

Der Unionszollkodex, die Delegierte Verordnung und die Durchführungsverordnung enthalten eine 
Vielzahl von Begriffsbestimmungen bzw. Legaldefinitionen, die für die Auslegung des gesamten 
Zollrechts von Bedeutung sind. Neben den in Art. 5 UZK angeführten Definitionen sind in der 
Delegierten Verordnung und die Durchführungsverordnung in den jeweiligen Artikeln 1 eine Reihe 
von weiteren Begriffsbestimmungen angeführt. Zusätzliche Begriffsbestimmungen enthält Art. 37 
UZK-DA zum Präferenzursprung.

Die in diesen Rechtsvorschriften angeführten Definitionen stellen keinen abschließenden Katalog 
dar. Aus verschiedenen Vorschriften des Unionzollkodex als auch aus der Durchführungsverord-
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nung ergeben sich eine Reihe von zusätzlichen Begriffsbestimmungen, die maßgebend für die Aus-
legung bzw. Anwendung der Zollvorschriften sind.

Hier eine kurze und beispielshafte Aufzählung:

●● Art. 18 UZK – Zollvertreter;
●● Art. 56 Abs. 2 UZK – Gemeinsamer Zolltarif;
●● Art. 70 UZK – Transaktionswert;
●● Art. 94 UZK – Bürge;
●● Art. 104 Abs. 1 UZK – buchmäßige Erfassung;
●● Art. 223 UZK – Ersatzwaren;
●● Art. 240 UZK – Zolllager;
●● Art. 190 UZK – Beschau;
●● Art. 36 UZK-IA – Transitflüge;
●● Art. 329 UZK-IA – Ausfuhrzollstelle;

Eine vorständige Darstellung aller Begriffsbestimmungen ist im vorliegenden Werk nicht vorge-
sehen7. Nachstehend daher nur eine kurze Auflistung der wichtigsten Definitionen aus Art. 5 des 
Unionszollkodex.

„Zollkontrollen“ (Art. 5 Nr. 3 UZK) sind spezifische Handlungen, die die Zollbehörden zur Ge-
währleistung der Einhaltung der zollrechtlichen und sonstigen Vorschriften über Eingang, Ausgang, 
Versand, Beförderung, Lagerung und Endverwendung von Waren, die zwischen dem Zollgebiet 
der Union und Ländern oder Gebieten außerhalb dieses Gebiets befördert werden, sowie über das 
Vorhandensein von Nicht-Unionswaren und Waren in der Endverwendung und deren Beförderung 
innerhalb des Zollgebiets der Union vornehmen.

Der Begriff Zollkontrollen ist weit gefasst und beinhaltet alle Situationen, in denen die Zollbehör-
den mit Waren bzw. Dokumenten, Handlungen oder sonstigen Informationen konfrontiert sind, die 
in ihren Aufgabenbereich fallen. Da bei Nicht-Unionswaren bzw. Waren der Endverwendung die 
zollamtliche Überwachung bis zum Statuswechsel bzw. bis zur Erfüllung der spezifischen Verwen-
dungspflicht andauert, genügt hier bereits das Vorhandensein derartiger Waren bzw. eine Beförde-
rung innerhalb des Zollgebiets.

Die „zollamtliche Überwachung“ (Art. 5 Nr. 27 UZK)8 besteht aus allgemeinen Maßnahmen der 
Zollbehörden mit dem Ziel, die Einhaltung der zollrechtlichen Vorschriften und gegebenenfalls der 
sonstigen Vorschriften zu gewährleisten, die für Waren gelten, die solchen Maßnahmen unterlie-
gen. Während es sich bei einer Zollkontrolle um einen spezifischen Akt einer Zollbehörde handelt, 
stellt die zollamtliche Überwachung einen Rechtszustand dar, der den Zollbehörden entsprechende 
Anordnungs- und auch Kontrollbefugnisse gibt, um den von den anwendbaren Rechtsvorschriften 
geforderten Zustand herzustellen.

„Zollformalitäten“ (Art. 5 Nr. 8 UZK) sind alle Vorgänge, die von einer Person und von den Zoll-
behörden durchgeführt werden müssen, um den Zollvorschriften Genüge zu tun.

7	 Eine umfassende Darstellung der wichtigsten Begriffe des Zollrechts sind in Witte, Zollkodex der Union, Kommentar 
7. Auflage, S. 77, Rz 5, nachlesbar.

8	 S. dazu auch Art. 134 UZK.
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